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Prof. Dr. Stefan Homburg, Magdeburg 

Grundentlastung und Progressionsvorbehalt 

1. Einführung 
Mit dem Referentenentwurf für ein Jahressteuergesetz (zweite 
Fassung)! verfolgt das Bundesfinanzministerium eine doppelte 
Zielsetzung. Erstens soll das Existenzminimum entsprechend 
der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts steuerfrei gestellt 
werden. Zweitens wird versucht, die fiskalischen Wirkungen 
einer solchen Maßnahme zu begrenzen. Demgemäß sieht der 
Entwurf keinen für alle Steuerpflichtigen einheitlichen Grund­
freibetrag vor. Ganz im Gegenteil unterwirft der Tarif 96 
bereits die erste Mark einer Besteuerung. Von der tariflichen 
Einkommensteuer wird allerdings eine einkommensabhän­
gige sogenannte Grundentlastung abgezogen mit der Wirkung, 
daß Einkommen unter 12 096 Deutsche Mark steuerfrei 
bleiben. 
Eine mit zunehmendem Einkommen abschmelzende Grund­
entlastung bedeutet nichts anderes als eine entsprechend 
schärfere Progression, und es fragt sich, warum diese kompli­
zierte Konstruktion anstelle eines ehrlichen progressiven 
Tarifs gewählt wurde. Schon jetzt zeichnet sich deutlich ab, 
daß der Referentenentwurf für die Einkommensteuerreform 
96, sollte er Gesetz werden, einen erheblichen Beitrag zur 
Komplizierung des Steuerrechts leistet. Wichtiger aber ist, daß 
gleichzeitig neuartige Probleme entstehen. Schon die erste 
Fassung war im Hinblick auf den "Waigel-Buckel" und die 
hieraus resultierenden Inkonsistenzen in der Literatur zu 
Recht kritisiert worden2

. Aber auch die überarbeitete Fassung 
dürfte den Intentionen des Bundesverfassungsgerichts wider­
sprechen, wie der vorliegende Beitrag zeigen soll. Es können 
und werden in vielen Fällen Grenzbelastungen von über 100 
Prozent auftreten, die eine verfassungswidrige "Reihenfolgen­
umkehr" bedeuten: Steuerpflichtige mit höherem Vorsteuer­
einkommen haben ein geringeres Nachsteuereinkommen. 

2. Der Tarif 96 im Überblick 
Die tarifliche Einkommensteuer ergibt sich nach § 32 ades 
Entwurfs wie folgt: Sie beträgt bei Einkommen 

bis 12 095 Deutsche Mark: (692,50· y + 282,19) · y; 

von 12096 bis 122 363 Deutsche Mark: (151 ,9 ' z + 1950)· z 
+ 1344; 

ab 122 364 Deutsche Mark: 0,53 . x - 23 509. 

Dabei ist "x" das abgerundete zu versteuernde Einkommen. 
"y" ein Zehntausendstel hiervon und "z" ein Zehntausendstel 
des 12042 Deutsche Mark übersteigenden Betrags des abge­
rundeten zu versteuernden Einkommens. Man beachte. daß 
der Tarif auch für Einkommen unter 12 096 durchdefiniert ist, 
obwohl solche Einkommen steuerfrei gestellt werden. Dieser 
Bereich kommt nur bei negativem ProgressionsvorbehalV zur 
Anwendung. . 

Der neugefaßte § 32 b EStG stellt klar. daß sich der Progres­
sionsvorbehalt unter Anwendung des § 32 a EStG ergibt. Hier­
bei werden bestimmte steuerfreie Einnahmen, insbesondere 
ausländische Einkünfte und fast alle Lohnersatzleistungen, 
dem Einkommen hinzugerechnet. Der in dieser Weise ermit­
telte Durchschnittssteuersatz wird mit dem zu versteuernden 
Einkommen multipliziert. 
In einer dritten Stufe wird sodann aus dem zu versteuernden 
Einkommen (ohne Hinzurechnung steuerfreier Einnahmen) 
die Grundentlastung berechnet. Die Grundentlastung beträgt 
nach § 34 h in Verbindung mit Anlage 4 des Entwurfs 

von 12096 bis 15 065 Deutsche Mark: (-1447· z)· z + 1344; 

von 15066 bis 43 361 Deutsche Mark: (151,90' z) . z + 1495,3. 

wobei die Größe "z" wie oben definiert ist; der Ermäßigungs­
betrag wird auf volle Deutsche Mark aufgerundet. Die festzu­
setzende Einkommensteuer ist die Differenz zwischen tarifli­
cher Einkommensteuer und Grundentlastung. Nach § 34 h 
Absatz 1 ist für Einkommen unter 12 096 keine formelmäßig 
bestimmte Grundentlastung vorgesehen; vielmehr beträgt die 
festzusetzende Einkommensteuer in diesem Fall 0 Deutsche 
Mark4 • . 

Inhaltlich wird hiermit ein Tarif geschaffen, der aus fünf 
Abschnitten besteht: An eine Freizone bis 12095 Deutsche 
Mark schließt sich eine untere Progressionszone bis 15 065 
Deutsche Mark an. sodann eine untere Proportionalzone bis 
43 361 Deutsche Mark. Anschließend folgt eine obere Progres­
sionszone bis Einkommen von 122363 und zuletzt die obere 
Proportionalzone. 

3. Grenzbelastungen über hundert Prozent 
Aufgrund der oben geschilderten Tarifkonstruktion. deren 
Unübersichtlichkeit wohl kaum überbietbar ist, kann es 

. immer dann zu Grenzbelastungen des zu versteuernden Ein­
kommens über hundert Prozent kommen, wenn der Steuer­
pflichtige steuerfreie Einnahmen erzielt hat, die dem Progres­
sionsvorbehalt unterliegen. 

Die Ursache hierfür besteht darin, daß das Bundesfinanzmini­
sterium mit dem Dickicht von § 32 a, § 32 b, § 34 hund 
Anlage 4 bewußt oder unbewußt eine Freigrenze anstelle 
eines Freibetrags vorgesehen hat - steuertechnisch ein kardi­
naler Fehler, weil sich hierbei regelmäßig Grenzbelastungen 
von über hundert Prozent ergeben. Ob das Finanzministerium 
hiervon gewußt und einen solchen Verfassungsverstoß 
absichtlich riskiert hat - oder ob sich nicht vielmehr die 
Experten der Steuerabteilung in dem selbstgeschaffenen 
Dschungel verheddert haben, mag dahingestellt bleiben. 
Sicher ist. daß Grenzbelastungen über hundert Prozent und 
die hieraus resultierende Reihenfolgenumkehr einen viel gra­
vierenderen Verstoß gegen die Eigentumsgarantie und das 
Postulat vertikaler Gleichheit darstellen als die bisher disku­
tierten "Tarifsprünge". 

Beispiel: 

Die Steuerpflichtigen A und B haben im Veranlagungszeitraum 
steuerfreie Einnahmen von jeweils 25 000 Deutsche Mark bezo­
gen. etwa Kurzarbeiter- und 5chlechtwettergeld oder Arbeitslo­
sengeld. Außerdem haben beide regulären Arbeitslohn von 
17 700 bzw. 18 700 Deutsche Mark erzielt. Nach Abzug der durch 
den Referentenentwurf auf 20 vom Hundert erhöhten abgerunde­
ten Vorsorgepauschalen (bei freilich unveränderten Kürzungsbe­
stimmungen) sowie des unveränderten Arbeitnehmer- und 50n­
derausgabenpauschbetrags ergeben sich zu versteuernde Ein­
kommen von 12082 bzw. 12866. Das Einkommen des A bleibt 
wegen § 34 h steuerfrei, während dem Beine Einkommensteuer-

1 BMF, Referentenentwurf eines Jahressteuergesetzes mit Schnell­
briefvom 20. 2. 1995. 

2 Krause-Junk, von Oehsen, Tarifmanipulation und Splitting-Vorteil. 
Wirtschaftsdienst 1994/I1I. Richter, Zur Grenzbelastung nach dem 
Einkommensteuertarif 1996, BB 1995. 282. 

3 Schmidt, EStG-Komm., 12. Autl .. Anm. 4 zu § 32 b. 
4 Dies verkennt Bareis, Das BMF und die Umwertung aller Werte: 

Tarifspaltung bei der Einkommensteuer als Weg zu einer Besteue­
rung nach Gutdünken? BB 1995, 645. Tabelle 2. 
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schuld von 1173 Deutsche Mark entsteht, bei Hinzurechnung des 
Solidaritätszuschlags 1261 ,70. 

Bezogen auf das zu versteuernde Einkommen beträgt die 
Grenzbelastung 161 Prozent; selbst in bezug auf den Bruttoar­
beitslohn verbleibt noch eine Grenzbelastung von 126 Prozent. 
Dem B also, dessen Bruttoeinkommen um 1000 Deutsche 
Mark höher liegt, verbleiben nach Zahlung von 1261,70 Steuer 
und Solidaritätszuschlag 261,70 weniger als dem A. Dabei ist 
seine um rund 200 Deutsche Mark höhere Belastung mit 
Sozialabgaben noch nicht enthalten. 

Der geschilderte Effekt kann bei gemeinsam veranlagten Ehe­
gatten mit sehr hohen dem Progressionsvorbehalt unterlie­
genden Einnahmen groteske Ausmaße annehmen, wenn man 
berücksichtigt, daß der besondere Steuersatz gemäß § 32 b bis 
zu 53 vom Hundert betragen kann. Beläuft sich das zu versteu­
ernde Einkommen der gemeinsam veranlagten Ehegatten auf 
weniger als 24 192 Deutsche Mark, bleibt es steuerfrei. Bei 
einem geringen Hinzuverdienst springt die Steuerschuld ein­
schließlich Solidaritätszuschlag auf rund 10890 Deutsche 
Mark, das sind 53 vom Hundert des zu versteuernden Einkom­
mens abzüglich 2690 Deutsche Mark Grundentlastung zuzüg­
lich 7,5 vom Hundert. Das zu versteuernde Einkommen der 
Ehegatten müßte auf rund 54 000 Deutsche Mark wachsen, 

5 Wenn nicht alles täuscht, wird nicht einmal das Kaschierungsziel 
wirksam erreicht. Die Wirtschaftspresse etwa weist die "Effektivbe­
lastung" aus. Die Steuerpflichtigen auf diese Weise über ihre tat­
sächliche Belastung täuschen zu wollen, erscheint ohnehin als Zu­
mutung. 
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damit sie jenes Nachsteuereinkommen erreichen, das sie bei 
einem zu versteuernden Einkommen von 24 191 Deutsche 
Mark schon hatten. 

4. Schlußfolgerung 
Nach den obigen Ausführungen sollte außer Frage stehen, daß 
der Entwurf zur Novellierung des Einkommensteuergesetzes 
verfassungswidrig ist. Es kann nicht sein, daß bei zwei Steuer­
pflichtigen, die ansonsten völlig identisch sind und sich nur 
durch die Höhe des bezogenen Einkommens unterscheiden, 
derjenige mit dem höheren Vorsteuereinkommen ein geringe­
res Nachsteuereinkommen hat. Dies wäre eine konfiskatori­
sehe und erdrosselnde Besteuerung, die jedem Verständnis 
vertikaler Gleichbehandlung Hohn spricht. 

Jedoch sollte die obige Analyse des Referentenentwurfs noch 
etwas weiteres lehren. Die Konstruktion einer "Grundentla­
stung" , deren einziger Zweck darin besteht, die starke Pro­
gressivität des Tarifs 96 zu kaschierens, hat schon jetzt, bevor 
das Gesetz in Kraft getreten ist, so gravierende Probleme 
aufgeworfen, daß ein ' Verzicht hierauf unbedingt ratsam 
erscheint. Der Steuergesetzgeber sollte den Bürgern reinen 
Wein einschenken und einen Tarif mit einheitlichem Grund­
freibetrag und entsprechender Progression beschließen. Der 
Inhalt des Entwurfs steht in einem seltsamen Spannungsver­
hältnis zum Begleitschreiben des Bundesfinanzministeriums, 
das auf eine beabsichtigte Steuervereinfachung hinweist. Der 
Entwurf ist bestens dazu angetan, das Chaos im Steuerrecht 
erheblich zu verschärfen. 




